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PERSONLICHEBUDGET

z '~ msetzungsbegleitun
§29 SGB IX N3 sinsesispegse

Bundesteilhabegesetz

« AlternativeForm derlLeistungserbringung

« Rechtsanspruch auf Form déreistungserbringung
« Antragserfordernis

« Bindungsdauer dMonate

« EineZielvereinbarung ist erforderlich (Ausnahme, wenn nur Pflegekassenleistungen Bestandteil
sind, vgl.§ 29 Abs. 4 Satz 3 SGB IX)
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Vorteile:

Nachteile:

Umsetzungsbegleitung
Bundesteilhabegesetz

Starkung des Wunsch-und Wahlrechts

,,Expertin in eigener Sache

Starkung der Figenverantwortung und der Selbstbestimmung
ErschlieBungron Wirtschaftsreserven

Hoher Aufwand fiir Budgetverwaltung (Uberforderungsrisiko)
Haftungsrisiken beim Arbeitgebermodell

,vertragsschluss auf Augenhohe ?*

Folgen be1zweckwidriger Verwendung nicht abschlieBend geklart

Keine unmittelbare Qualitatskontrolle durch den Leistungstrager

DVfRMitgliederversammlung 19.10.2021


Vorführender
Präsentationsnotizen
Vertragsschluss auf Augenhöhe? Betrifft sowohl den Vertrag mit dem Leistungserbringer als auch die Zielvereinbarung mit dem Träger!



Umsetzungsbegleitung
Bundesteilhabegesetz

Leistungsbeziehende von Eingliederungshilfe in Form eines Personlichen Budgets - Daten zum
Stichtag 31.12.

2014 9.119
2015 10.124
2016 8.574
2017 11.198
2018 10.090
Veranderung 2014 bis 2018 +10,6 %

Quelle: Dritter Teilhabebericht der Bundesregierung iiber die Lebenslagen von Menschen mit Beeintrachtigungen 2021, Seite 376
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Umsetzungsbegleitung
Bundesteilhabegesetz

Im Jahr 2018 bezogen laut Statistischen Bundesamt insgesamt 943.000 Menschen
Emgliederungshilfe

Der Anteil an Menschen, die Emgliederungshilfe als Personliches Budget bezogen, betrug im
selben Jahr 10.090 und entsprach somit etwa einem Prozent

DVfR Mitgliederversammlung 19.10.2021


Vorführender
Präsentationsnotizen
Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 413 vom 24. Oktober 2019


FRAGEN AUS DER PRAXI8M PERSONLICHEBUDGET 1/5

. Umsetzungsbegleitung
\8 Bundesteilhabegesetz

1.  Wie wird dieQualitat derAssistenzleistungen Uberpruftwenn einPersonlichesBudgetgewahlt wurde?

Durch die Zielvereinbarung nac§29 Abs. 4 Satz 1 SGB IX, ingkan.§ 29 Abs. 4 Satz 2 Ziffer 3 S3BalsMindestinhalt auch

Regelungen Uber die Qualitatssicherung enthalten saimissen.

2. Wasist die Folgebei zweckfremdeNerwendung dedersonlichen Budgetbei fortbestehendemBedarf?

Die Zielvereinbarung kann vom Leistungstrager gekundwgrden undder Verwaltungsakivird dann aufgehobernwerden. Die

Teilhabeleistungmuss dann alsSachleistung bewilligt werden. Mogliche Ruckforderungsanspruche richten sich b SGB X.

3. Werdendie Kosten einer Budgetverwaltung (Budgetassistenz) beim personlichen Budget berucksichtigt und gibt es einen
Rechtsanspruch auf Budgetassiste@z

Wenn bei der Bedarfsermittlung neben dem individuell festgestellten Teilhabebedarf auch ein Bedarf an Unterstutzung und

Beratung nach§ 29 Abs. 2 Satz 6 SGB IX festgestalid, ist auch eine Budgetassistenz zu bewilligen, wenn dieser Bedarf nicht

anderweitig gedeckt werden kann. Der Kostenvorbehdis§ 29 Abs. 2 Satz 7 SGBist zu beachten.

4. Kannnur ein Leistungserbringer beauftragt werden, der eine Vereinbarung n§di25 SGB IX mit dem Leistungstrager
geschlosserhat?

Nein,eine Vereinbarung nac 125 SGB IX ist nicht erforderlich
6 DVfR Mitgliederversammlung 19.10.2021


Vorführender
Präsentationsnotizen
Durch die Zielvereinbarung nach § 29 Abs. 4  Satz 1 SGB IX, in der als Mindestinhalt auch Regelungen über die Qualitätssicherung enthalten sein müssen, vgl. § 29 Abs. 4 Satz 2 Ziffer 3 SGB IX
Die Zielvereinbarung kann vom Leistungsträger gekündigt und der Verwaltungsakt aufgehoben werden. Die Teilhabeleistung kann als Sachleistung bewilligt werden.
Wenn bei der Bedarfsermittlung neben dem individuell festgestellten Teilhabebedarf auch ein Bedarf an Unterstützung und Beratung nach  § 29 Abs. 2 Satz 6  SGB IX festgestellt wird. Problem: Der Bedarf an Unterstützung und Beratung kann sich erst aus der Wahl der Leistungserbringung ergeben und steht zusätzlich unter dem Kostenvorbehalt des § 29 Abs. 2 Satz 7 SGB IX
Ja, eine Vereinbarung nach § 125 SGB IX ist nicht erforderlich


FRAGEN AUS DER PRAXIS ZUM PERSONLICHEN BRIBGET

. Umsetzungsbegleitung
\8 Bundesteilhabegesetz

5. Welche Tatigkeiten kbnnen von einer Budgetassistenz abgedeckt werden?

Einzelne Tatigkeiten sind gesetzlich nicht normiert. Denkbar sind RegiekosRechtsberatung, Lohnbuchhaltung beim
Arbeitgebermodell,Budgetverwaltung inkl. Schwankungsresery8teuerberatung

6. Wie kann die Notwendigkeit und der Umfang der Budgetassistenz im Rahmen der Bedarfsermittlung festgestellt vilerden

Das Bedarfsdeckungsprinzip im SGB |X betrifft auch die erforderliche Beratung und Unterstutzung. Diese Leistung steht
entweder neben dem individuell festgestellten BedarS.d §29 Abs. 2 Satz 6 SGB IX als eigenstandige Teilhabeleistung oder ist
Bestandteil des individuell festzustellenden Bedarfes

7. Isteine leistungserschlieRende Unterstutzung von der Budgetassistenz umfasst

Ja, nach der Rechtsprechung des BSG kann diese zudem auch mit hoheren Kosten verbunden seirdievéimterstltzung
zeitlich begrenzt ist

8. Wasist der Unterschied zwischen Arbeitgebermodell und indirektem Arbeitgebermodell

Beim indirekten ArbeitgebermodeNverden die Arbeitgeberpflichten und hieraus ggf. resultierende Haftungsfragen vom
Assistenznehmer auf einen Dienstleistegrlagert. DVfR Mitgliederversammlung 19.10.2021


Vorführender
Präsentationsnotizen
5. Regiekosten, Rechtsberatung, Lohnbuchhaltung beim Arbeitgebermodell, Budgetverwaltung und Schwankungsreserve, Steuerberatung; Es erscheint sachgerecht, die Budgetassistenz im Bescheid auszuweisen und in die Zielvereinbarung aufzunehmen
6. Das Bedarfsdeckungsprinzip im SGB IX betrifft auch die erforderliche Beratung und Unterstützung. Diese Leistung steht entweder neben dem individuell festgestellten Bedarf iSd § 29 Abs. 2 Satz 6 SGB IX als eigenständige Teilhabeleistung oder ist Bestandteil des individuell festzustellenden Bedarfes.
7. Ja, nach der Rechtsprechung des BSG kann diese zudem auch mit höheren Kosten verbunden sein, wenn diese zeitlich begrenzt ist
8. Beim indirekten Arbeitgebermodell wird die Arbeitgeberhaftung vom Assistenznehmer auf einen Dienstleister verlagert




.
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. Umsetzungsbegleitung
\8 Bundesteilhabegesetz

9. Kann eine Teilhabeleistunguch teilweise alfPersonlichesBudget und teilweise als Sachleistung bewilligt werden
Ja, eine Teilhabeleistung kann im Rahmen des Personlichen Budgets als sog. Teilbudget bewilligt werden.

10. Mussen mehrere Zielvereinbarungen abgeschlossen werden bei Teilweiterleitung 8ahSGB |IX an einen weiteren
RehaTragefr?

Nein, der sachlich zustandige Rehlaager teilt dem leistenden Rehdrager das Teilbudget mit und letzterer Gbernimmt dies in
seine Zielvereinbarung.

11. WelchelLeistungen der Pflegekasse konnen im Rahmen @essonlichenBudgets als Geldleistung erbracht werdé@n

Nur das Pflegegeld kann als Geldleistung im Rahmen eines Persdnlichen Budgets erbracht werden. Andere Leistungen der
Pflegekasse konnen in Form von Gutscheinen erbracht werden.

12. Wenn die Hilfe zur Pflege budgetfahig ist ge®§63 Abs. 3 SGB XIlI, RBs. 1 Satz 5 SGB Warum ist der Sozialhilfetrager
dann nicht in§ 29 Abs. 3 Satz 2 SGB IX genannt? Kann der Sozialhilfetrager trotzdem leistender Trager sein wie die
Pflegekasse oder das IntegrationsamiDies ist nicht abschlieRend geklart. Es erscheint aber denkbar, dass auch der

Sozialhilfetragereistender Trageseinkann. Aus§ 29 SGB IX direkt ergibt sich dies jedoch nicht.
8 DVfR Mitgliederversammlung 19.10.2021


Vorführender
Präsentationsnotizen
9. Ja, als Teilbudget
10. Nein, der sachlich zuständige Reha-Träger teilt dem leistenden Reha-Träger das Teilbudget mit und letzterer übernimmt dies in seine Zielvereinbarung. Konsequenz: Nur EINE Zeilvereinbarung (vgl. von Bötticher, § 3 Rn 164)
11. Nur das Pflegegeld, alle anderen Leistungen in Form von Gutscheinen
12. Umstritten, evtl. Redaktionsversehen des Gesetzgebers, es sind keine Gründe ersichtlich, warum der Sozialhilfeträger nicht auch  leistender Reha-Träger sein kann





.
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13.

14.

15.

16.

. Umsetzungsbegleitung
\8 Bundesteilhabegesetz

Konnen Familienangehorige Uber das Personliche Budget als Assistenz eingestellt wérdigmberdie
Beistandspflichtengem. § 1618 a BGB mussabenso wie di€Grenzen deBeistandspflicht beachtet werden (vgVG
Halle (Saale) 7. Kammer, 05.09.2018, 748/16)

Was bedeutet der Mehrkostenvorbehalt beim personlichen Budgé&liel eistungserbringung mitteldersonlichen
Budgets darf grundsatzlich nichinehr kosten als die Leistungserbringung dBachleistung. Aber in der Rechtsprechung
sind durchaus Ausnahmen anerkannt.

Wie kann der aufgrund des Mehrkostenvorbehaltes @29 Abs. 2 Satz 7 SGB IX notwendige Vergleich erfolgen, wenn die
Kostenbestandteilebeim Leistungserbringer nicht ermittelbar sirnd DieErmittlung der Kosten kann fir den

Leistungstrager mit Schwierigkeiten verbunden sein, die Ermittlung muss gleichwohl im Wege der Amtsermittiung
erfolgen.

Kannbei einem Kostenvergleich nacf29 Abs. 2 Satz 7 SGB IX die Hohe des Budgets auch mit Sachleistungen, die
gemeinsam erbrachtverden, verglicherwerden? Dies dirfte abzulehnen sein, weihe Budgetnehmerin / ein
Budgetnehmer im Gegensatz zu einem Leistungstrager regelmafig keine mit einer gemeinsamen Leistungserbringung
einhergehenden Kosteneinsparungspotentiale realisier&ann.

DVfR Mitgliederversammlung 19.10.2021


Vorführender
Präsentationsnotizen
13. Ja, aber Beistandspflichten gem.  § 1618 a BGB müssen beachtet werden, ebenso die Grenzen der Beistandspflicht, vgl. VG Halle (Saale) 7. Kammer, 05.09.2018, 7 A 149/16; Die Begleitung eines 14jährigen Kindes mit Behinderung durch die Mutter zur Klassenfahrt kann nicht als Erfüllung ihrer aus § 1618a BGB folgenden familiären Beistandspflicht gewertet werden.(Rn.20). Begrifflich bedeutet Beistand Hilfe und Unterstützung in derartigen Lebenslagen, die der Hilfsbedürftige wegen ihrer besonderen Art alleine nicht oder nur schwer meistern kann.(Rn.22). Dem Eingliederungshilfeanspruch darf nicht die elterliche Beistandspflicht entgegengehalten werden. Die Begleitung eines 14jährigen Jugendlichen zu einer mehrtätigen Klassenfahrt ist eine Hilfe, welche über das Übliche und Typische in der Erziehung und Betreuung eines nichtbehinderten Kindes hinausgeht.(Rn.23)(VG Halle (Saale), Urteil vom 05. September 2018 – 7 A 55/17 –, juris)
14. Die Leistungserbringung mittels pB darf nicht mehr kosten als die Leistungserbringung als Sachleistung
15. Die Ermittlung der Kosten kann für den Leistungsträger mit Schwierigkeiten verbunden sein, die Ermittlung muss gleichwohl im Wege der Amtsermittlung erfolgen
16. Nein, dann würden Äpfel mit Birnen verglichen

Problem: Der Gesetzgeber geht davon aus, dass in einem ersten Schritt die Bedarfsermittlung erfolgt und erst nach der Bedarfsermittlung in einem zweiten Schritt dann auf Antrag die Form der Leistungserbringung geprüft wird (vgl. BT-Drs. 18/9522, 244). Die Frage nach einer Budgetassistenz muss aber denknotwendig bereits vor der Frage nach dem „wie“ , nämlich bereits bei der Frage „ob“ geklärt werden, ist also Bestandteil der Bedarfsermittlung

Problem 2: Die leistungserschließende Funktion der Beratung und Unterstützung ist zwar in der „erforderlichen Beratung und Unterstützung“ nach § 29 Abs. 2 Satz 6 SGB IX enthalten. Nach § 29 Abs. 2 Satz 7 SGB IX besteht aber ein Mehrkostenvorbehalt. Danach muss ein Vergleich mit einer Leistungserbringung ohne Persönliches Budget erfolgen. Die Kosten mit persönlichem Budget sollen nicht höher sein als ohne persönliches Budget. Bei einer Sachleistungserbringung durch einen Reha-Träger sind aber diese Kosten gar nicht immer ermittelbar, Verwaltungskosten werden bei der Leistungserbringung anders kalkuliert und sind auch nicht konkreter Bestandteil der Unterstützungsleistung (vgl. von Bötticher, Das neue Teilhaberecht, § 3 Rn 160 m.w.N.) 

Das Bedarfsdeckungsprinzip im SGB IX betrifft auch die erforderliche Beratung und Unterstützung. Diese Leistung steht entweder neben dem individuell festgestellten Bedarf iSd § 29 Abs. 2 Satz 6 SGB IX als eigenständige Teilhabeleistung oder ist Bestandteil des individuell festzustellenden Bedarfes.

Es erscheint sachgerecht und notwendig, die Budgetassistenz im Bescheid auszuweisen und in die Zielvereinbarung aufzunehmen




FRAGEN AUS DER PRAXIS ZUM PERSONLICHEN BBBGET

17.

. Umsetzungsbegleitung
\8 Bundesteilhabegesetz

Erfolgt fur das lersonliche Budget eiBescheid im Namen alleFrageroder bewilligt jeder Trager seine Leistung sellist

Es erfolgt ein Bescheid des leistend&ehaTragers gem§ 14 SGB IX

18.

19.

20.

21.

10

An wen wendet sich die leistungsempfangende Person beim tragerubergreifenden Personlichen Budget, wenn mehrere
Bescheide vorliegefd Die Leistungsempfangerin/der Leistungsempfanger kann sictden leistenden Rehdrager nach§ 14
SGB IX oder adie in den BescheideaufgefuhrtenTrager wenden

Wertragt die Kosten fur didBudgetassistenz beim Arbeitgebermode@llLauft dies alles uber den zustandigen Trager oder wird
dies auf alle Beteiligten aufgeteilt Im Innenverhaltnis kann eine Kostenaufteilung zwischen den Tragern erfolgen, fur die
budgetnenmende Person hat dies keiriswirkung

Woran wird sichbei der Kalkulation deiohnkosten orientiert”’Eine Orientierung ariner Vereinbarung nack 125 SGBX, an
einenTarifvertrag,an Mindestlohnenund an ortsublicheVergutungenist denkbar.

Wiegeht man im 24 Stundenmodell mit der Vereinbarkeit mit dem Arbeitszeitgesetz (iasp Beschaftigung einer
Assistenzkraft 24 Std. ar8tuck) Bei einem Arbeitsvertragind alle gesetzlichen Regelungen zum Arbeitsschamitbeachten.
Bei einemAuftragsverhaltnis oder einen Werkvertrag liegt die Verantwortung grundsatzlich beim Leistungserbringer, soweit

diese(r) als Selbstandige / als Selbstandiger auftritt. PVIR Mitgliederversammiung 19.10.2021


Vorführender
Präsentationsnotizen
17. Es erfolgt ein Bescheid des leistenden Reha-Trägers
18. An den leistenden Reha-Träger nach § 14 SGB IX oder an den im Bescheid aufgeführten Träger
19. Im Innenverhältnis kann eine Aufteilung der Kosten erfolgen
20. An einer Vereinbarung nach § 125 SGB IX , einem Tarifvertrag, Mindestlöhne und ortsübliche Vergütungen 
21. Regelungen über Arbeitsschutz und Arbeitszeiten müssen auch beim pB beachtet werden
22. ?


ERGANZUNGEN / ALTERNATIVEN ZUR BUDGETASSISTENZ ALS
LEISTUNGSERSCHLIERENDE UNTERSTUTZUNG

11

() Umsetzungsbegleitung
\3 Bundesteilhabegesetz

Beratungs und Unterstutzungsleistungen des Eingliederungshilfetragers g&§105 Abs. 2, 106
Abs. 2, 3 SGB IX (inslnch Hilfe beim Ausfullen von Formularen, beim Anfertigen von Schreiben
und bei der Herstellung voKKontakten sowie die Begleitungu Leistungsanbietern und anderen
Hilfemoglichkeiten gem§ 106 Abs. 3 Nr. 7 SGB [X)

Beratungs und Unterstltzungsleistungen der Betreuungsbehorde gef§8 Abs. BtOG und
Vermittlung anderer Hilfen oder eine Erweiterténterstitzungdurch eine Betreuungsbehdrde
gem. § 8 Abs. BtOG

*in der ab 1.1.2023 geltendeRassung

Beratungs und Unterstutzungsleistungemurch eine Erganzende unabhangige Teilhabeberatung
(EUTB) nacR32 SGB IX

DVfR Mitgliederversammlung 19.10.2021



ZIELVEREINBARUNG 1/2

O msetzungsbegleitun
§29 Abs4 SGB IX S Umsetzungsbegleitung

Bundesteilhabegesetz

« Eine Zielvereinbarung ist eigffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen Leistungsberechtigten und
Leistungstrager und ist Voraussetzung flur den AnspraciiBewilligung einedPersonlichen
Budgets.Sie ist aber nichtlie Rechtsgrundlage fur die Zahlung des personlichen Budgets

« Sie dient der Sicherstellung, dasse Voraussetzungen fur die Bewilligungr Teilhabeleistung
wahrendder Laufzeit des Personlichen Budgets bestehdaiben, vgl.§ 29 Abs. 4 Satz 8 SGB IX

« Mindestregelungsinhalt: Regelungen uber Fordend Leistungszielegie Erforderlichkeit eines
Nachweisesuber die Deckung des festgestellten Bedarfs Festlegungen zur Qualitatssicherung
und zur Hohe dekteistungen, vgl§ 29 Abs. 4 Satz 2 Ziffer1SGB X

« Bei festgestellter Erforderlichkeit einer Budgetassistenz, sollte diese in die Zielvereinbarung
aufgenommen werden

« Eine Kindigung der Zielvereinbarung aus wichtigem Grund ist moglich,&88 Abs. 4 Satz4 SGB
IX Der bewilligende Verwaltungsankt ist dann aufzuheb&§29 Abs. 4 Satz 7 SGB X, 48 SGB X

12 DVfR Mitgliederversammlung 19.10.2021


Vorführender
Präsentationsnotizen
Es besteht ein Anspruch auf Abschluss einer Zielvereinbarung, wenn die sonstigen Voraussetzungen für ein persönliches Budget vorliegen.

Eine Zielvereinbarung kann ggf. durch Verwaltungsakt oder gerichtliche Entscheidung ersetzt werden.

Allerdings müssen deren Leistungen nicht in jeder Hinsicht den im Gesetz vorgesehenen Sachleistungen entsprechen (BSG Urt. v. 30. 11. 2011 - B 11 AL 7/10 R -, BSGE 109, 293 = SozR 4-3250 § 17 Nr. 2, Rz 28; enger LSG Baden-Württemberg, Beschluss v. 9. 12. 2010 - L 13 AL 4629/10 ERB -). Durch das Gesetz soll die eigenverantwortliche Gestaltung des Rehabilitationsprozesses gerade gefördert werden. Wirksam ist aber etwa die Abrede, dass bestimmte Leistungen durch eine Fachkraft zu erbringen sind (SG Halle v. 04. 10. 2016 - S 29 SO 70/13 - juris Rz 46).


https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__29.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__29.html

ZIELVEREINBARUNZE?

O msetzungsbegleitun
§29 Abs. 4 SGB IX \3 Umsetzungsbegleitung

Bundesteilhabegesetz

« DasFehlen einer Zielvereinbarung bzw. die Nichteinigung uber die Hohe des Budgets konnen
nicht direkt durch eine sozialgerichtliche Entscheidung erset#trden; es besteht aber ein
Anspruchauf Neubescheidunginter Beachtung der Rechtsauffassung des Geridvigl. BeckOK
SozRJ/Jabben, 61. Ed. 1.9.2020, SGRRORN 9.1m.w.N.)

« EinelZielvereinbarungkannim einstweiligen Rechtsschutz nicht durch Verpflichtung eines
Antragsgegners erreichiverden, da die Vereinbarung eingerichtlichen Uberpriifung im
Hauptsacheverfahrerentzogenware (vgl.BeckOKSozRJabbena.a.O.).

« Eine vorbeugende Feststellungklage mit dem Ziel weitere Kosten (z.B. Budgetassistenz)
berlcksichtigen zu lassen, ist moglich (vgl. vBotticher, Das neue Teilhaberech§,3,Rn170)

13 DVfR Mitgliederversammlung 19.10.2021


Vorführender
Präsentationsnotizen
Eine Orientierung an der Vereinbarung nach § 125 SGB IX ist sachgerecht.
Allerdings müssen deren Leistungen nicht in jeder Hinsicht den im Gesetz vorgesehenen Sachleistungen entsprechen (BSG Urt. v. 30. 11. 2011 - B 11 AL 7/10 R -, BSGE 109, 293 = SozR 4-3250 § 17 Nr. 2, Rz 28; enger LSG Baden-Württemberg, Beschluss v. 9. 12. 2010 - L 13 AL 4629/10 ERB -). Denn das Gesetz will ja gerade die eigenverantwortliche Gestaltung des Rehabilitationsprozesses fördern. Wirksam ist aber etwa die Abrede, dass bestimmte Leistungen durch eine Fachkraft zu erbringen sind (SG Halle v. 04. 10. 2016 - S 29 SO 70/13 - juris Rz 46).


MOGLICHKEITEN DES GESETZGEBERS ZUR WEITERENTWICKLUNG, . .
DES PERSGNL'CHEN BUDGETS \8 Bundesteilhabegesetz

§ 30 SGBX

Verordnungsermachtigung

DasBundesministerium fur Arbeit und Soziales wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium fur Gesundheit durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
Naheres zum Inhalt und zur Ausfuhrung des Personlichen Budgets, zum Verfahren sowie zur
Zustandigkeit bei Beteiligung mehrerer Rehabilitationstrager zu regeln.

14 DVfR Mitgliederversammlung 19.10.2021



WEITERFUHRENDEFORMATIONEN

@ Umsetzu ngsbegleitung
Bundesteilhabegesetz

Projekt Umsetzungsbegleitung Bundesteilhabegesetz

Telefon: 03862986508 Bleiben Sie auf dem Laufenden:
info@umsetzungsbegleitunebthg.de www.umsetzungsbegleitunebthg.de/newsletter

Online-Fachdiskussion ,Personliche Assistenz im SGB X"
https://umsetzungsbegleitungbthg.de/beteiligen/fd-persoenlicheassistenzim-sgb-ix/
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